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Kaum nominiert, schon wieder entlassen
Italiens Regierung streitet darüber, ob in der nationalen Impfkommission auch Impfgegner sitzen sollen

LUZI BERNET, NEAPEL

Ein Streit um die Besetzung der natio-
nalen Impfkommission hat die politi-
sche Klasse Italiens aus ihrer Sommer-
seligkeit gerissen. Kurz vor der grossen
Ferragosto-Pause hatte Orazio Schil-
laci, parteiloser Gesundheitsminister in
der Regierung von Giorgia Meloni, An-
fang August die Liste der neuen Mitglie-
der des Gremiums unterzeichnet – dies
nach Ablauf der regulären Amtsdauer
der vorherigen Kommission. Sie berät
den Minister in Sachen Impfungen. Was
eigentlich ein unspektakulärer bürokra-

tischer Vorgang hätte sein sollen, ent-
puppte sich als grosser Aufreger. Denn
auf der Liste fanden sich neben allgemein
anerkannten Experten auch zwei Namen,
die man zum Kreis der Impfgegner oder
-skeptiker zählt: der Kinderarzt Eugenio
Serravalle und der Hämatologe Paolo
Bellavite. Beide hatten sich in der Ver-
gangenheit öffentlich gegen Impfungen
ausgesprochen, sowohl während der Co-
vid-Pandemie als auch zuvor gegen die
Impfpflicht für Kinder.

Kaum waren ihre Namen bekannt,
kam es zu einem wahren Sturm der Ent-
rüstung in Wissenschaftskreisen. Innert

wenigen Tagen sammelte eine fächer-
übergreifende Plattform von Forschern
21 000 Unterschriften gegen die Er-
nennung der beiden Ärzte. Unter den
Unterzeichnern befindet sich auch Gior-
gio Parisi, Nobelpreisträger für Physik
im Jahr 2021.

Krach in der Koalition

Angesichts der Proteste nahm Schillaci
nach anfänglichem Zögern die Nomina-
tionen zurück. Letzte Woche entliess der
Gesundheitsminister die gesamte Kom-
mission, die er erst zehn Tage zuvor

selbst ernannt hatte.Aus seinem Umfeld
hiess es, er habe die Tragweite seines ers-
ten Entscheids nicht richtig eingeschätzt
und die Liste, die ihm von seinen Mit-
arbeitern vorgelegt worden sei, ohne ge-
naueres Hinsehen unterzeichnet.

Seither ist Feuer im Dach. Die
Regierungschefin Giorgia Meloni
liess durchblicken, der Entscheid, das
Gremium wieder aufzulösen, sei mit
ihr nicht abgestimmt gewesen. Es sei
falsch, den «Meinungspluralismus»
beim Thema Impfungen zu missach-
ten, zitierten die Medien Kreise aus
dem Umfeld der Ministerpräsidentin.
Besonders hart ins Gericht mit sei-
nem Kollegen ging Matteo Salvini,
Vizeregierungschef und Vorsitzender
der Lega. Offensichtlich stimme im
Gesundheitsministerium etwas nicht,
sagte er am Dienstag. Es sei nicht
korrekt, die Stimmen derjenigen zu
ignorieren, «die nicht die Meinung des
Mainstreams vertreten».

Der Krach spielt sich im Wesent-
lichen innerhalb der Regierungskoali-
tion ab. Während die Forza Italia von
Aussenminister Antonio Tajani stets
ihre Nähe zur Welt der etablierten Wis-
senschaft betont, gibt es bei den Fra-
telli d’Italia von Meloni und der Lega
von Salvini starke Kräfte, die mit den
Impfgegnern sympathisieren und auf
diese Rücksicht nehmen. Ihre Hand-
schrift ist im Regierungshandeln er-
kennbar: Nach wie vor fehlt in Italien
ein aktualisierter Pandemieplan, ausser-
dem lehnt die Exekutive die neuen Pan-
demieregeln der Weltgesundheitsorga-
nisation (WHO) ab.

Die Opposition ist für einmal ge-
schlossen und stellt sich an die Seite
des Ministers. Auch von der grossen
Mehrheit der Fachwelt erhält Schillaci
volle Rückendeckung: In diesem Fall
gehe es nicht um Meinungspluralis-
mus. Wer etwas beweisen wolle, müsse
statt Deklarationen Studien vorlegen,
sagte Matteo Bassetti, einer der füh-
renden Infektiologen des Landes. Bas-
setti wird nach eigenen Angaben immer
wieder mit dem Tod bedroht oder be-

schimpft, weil er sich vor, während und
nach der Pandemie öffentlich für Imp-
fungen starkmachte.

Traumatische Erinnerungen

Italien hat traumatische Erinnerungen
an die Covid-Zeit. Das Land war be-
sonders stark von der Pandemie betrof-
fen. Gleichzeitig führte es lange Zeit
auch eine besonders harte Auseinan-
dersetzung um die Massnahmen. Im
Nachhinein wurden einige der dama-
ligen Entscheide als zu einschneidend
bezeichnet – vor allem von Kräften, die
heute Teil der Regierung sind.

«Wann immer es um Impfungen
geht, finden diejenigen, die heute das
Land anführen, keine Ruhe», stellte die
«Repubblica» fest. Entsprechend ver-
breitet ist die Wissenschaftsskepsis in
der regierenden Koalition. Bezeichnend
ist die Behauptung von Landwirtschafts-
minister Francesco Lollobrigida, einem
engen Vertrauten von Giorgia Meloni:
«Die Geschichte beweist, dass die vor-
herrschende wissenschaftliche Meinung
nicht immer die richtige ist.»

Mit der Ernennung von Orazio Schil-
laci zum Gesundheitsminister wollte
Meloni beim Amtsantritt ihrer Regie-
rung diese Debatte eigentlich versach-
lichen. Schillaci ist ein Technokrat und
kein Politiker. Vor seiner Tätigkeit als
Minister war er Professor für Nuklear-
medizin und Rektor der Universität Tor
Vergata in Rom. Er gilt als umsichtige
und integrative Persönlichkeit. In Sachen
Covid hatte er sich nicht sonderlich
exponiert, weshalb er zunächst keine
Angriffsflächen für Impfgegner bot.

Ob er sich unter den gegebenen Um-
ständen aber halten kann, ist ungewiss
und hängt davon ab, wie lang die Affäre
um die Expertenkommission anhal-
ten wird. Giorgia Meloni hat es bisher
gut verstanden, Kontroversen in ihrer
Koalition auszusitzen und ihre Equipe
beisammen zu halten. Grössere Regie-
rungsumbildungen gab es bisher nicht.
Die Covid-Debatte allerdings hat das
Zeug zum Brandbeschleuniger.

Italiens Gesundheitsminister Orazio Schillaci hat die Nominationen für das Impfgremium zurückgenommen. FABIO CIMAGLIA / EPA

Kulturkampf um die Klimaanlage
Marine Le Pen will Frankreich mit Kühlsystemen versorgen – die Linke ist dagegen

DANIEL STEINVORTH, PARIS

«Canicule» nennen die Franzosen die
grosse Hitzewelle, die fürs Erste gebannt
scheint. Das Wort kommt vom lateini-
schen «canicula» («kleine Hündin»)
und bezieht sich auf den Hundsstern
Sirius, der im Hochsommer die heissen
Tage einläutet. Nett klingt das. Doch
wie schon in den letzten Jahren war die
«canicule» auch im Jahr 2025 alles an-
dere als harmlos: Sie legte Schulen lahm,
füllte die Spitäler mit dehydrierten
Patienten und entfachte verheerende
Waldbrände im Département Aude, die
schlimmsten an der französischen Mit-
telmeerküste seit fünfzig Jahren.

Komfort oder Verrat am Klima?

Inzwischen sind die Hitzewarnungen in
fast allen Départements aufgehoben.
Aber weil die nächste «canicule» mit
Sicherheit kommt, will eine Politikerin
das Land vorsorglich herunterkühlen.
Geht es nach Marine Le Pen, der Front-
frau des rechtsnationalen Rassemble-
ment national (RN), soll ein «grand plan
pour la climatisation» vor allem Schu-
len, Altersheime und Spitäler flächen-
deckend mit Klimaanlagen ausrüsten.
Zusammen mit der bürgerlichen Rech-
ten brachte ihre Partei Ende Juni einen
entsprechenden Gesetzesvorschlag ins
Parlament ein, über den im Herbst be-
raten werden könnte.

Nach Angaben der französischen
Umweltagentur Ademe verfügen ge-
rade einmal 7 Prozent der Haushalte in
Frankreich über eine feste Klimaanlage.
Rechnet man mobile Geräte und Venti-

latoren hinzu, kommt man auf rund 25
Prozent. Besonders schlecht angepasst
sind die französischen Schulen, die meist
keinerlei wirksame Wärmedämmung be-
sitzen und während der jüngsten Hitze-
wellen reihenweise schliessen mussten.
Besser sieht es in Altersheimen und Spi-
tälern aus, doch auch hier fehlt vielerorts
eine verlässliche Kühlung.

Le Pens Abgeordnete sprachen im
Fernsehen von einem «technologisch
rückständigen» Land, das sich hals-
starrig weigere, das Offensichtliche zu
akzeptieren: ohne Klimaanlage kein
Lernen, kein Arbeiten, kein Wirtschafts-
wachstum. Frankreich, so das RN, habe
sogar einen Vorteil: Sein Strom stamme
zu grossen Teilen aus Kernkraft und sei
daher weitgehend CO2-neutral. Auch
einen populistischen Seitenhieb gegen
die «Eliten» konnten sich die Lepe-
nisten nicht verkneifen: Warum soll-
ten die Mächtigen im Komfort klima-
tisierter Räume sitzen dürfen, während
ganz normale Familien die Hitze zu er-
tragen hätten?

Die Gegenseite reagierte prompt.
Marine Tondelier, die Chefin der fran-
zösischen Grünen, machte sich über
Le Pens «ökologisches Programm» lus-
tig, das sich im Wesentlichen darin er-
schöpfe, Klimaanlagen zu kaufen. Not-
wendig seien nicht Maschinen, belehrte
Tondelier, sondern langfristige Mass-
nahmen für den Klimaschutz: bessere
Wärmedämmung, mehr Bäume, be-
grünte Dächer. Doch solche Umbauten
sind teuer, dauern Jahre und verschaffen
keine sofortige Linderung.

Die französischen Medien griffen die
Steilvorlage begierig auf. Binnen kurzer

Zeit verwandelte sich die «clim» von
einem banalen Haushaltsgerät zu einem
politischen Symbol. Die linke «Libéra-
tion» kritisierte Le Pens Pläne als Flucht
nach vorn, die ökologische Folgen aus-
blende. Wer Bürger schwitzen lasse,
nehme in Kauf, dass Kinder schlechter
lernten und die Wirtschaft leide, kom-
mentierte dagegen der konservative
«Figaro».Wenn die Temperatur im Büro
30 Grad übersteige, gehe fast ein halber
Arbeitstag pro Woche verloren, rech-
nete das Blatt vor.

Symbol des Überflusses

Touristen wundern sich oft, warum in
Frankreich so wenige Klimaanlagen
laufen, aber dahinter stecken auch kul-
turelle Gründe: Ferienhäuser an Atlan-
tik und Mittelmeer galten lange als Orte
der Schlichtheit, wo das Schwitzen zu
authentischen Ferien gehörte. Zudem
war die «clim» häufig verpönt als Sym-
bol amerikanischen Überflusses, unver-
einbar mit der französischen Lebensart,
die lieber auf offene Fensterläden setzt
als auf stromfressende Geräte.

Hinzu kommt der Preis: Französi-
sche Haushalte sind traditionell sparsam
beim Stromverbrauch, und auch wenn
Atomkraft den Strom vergleichsweise
CO2-arm liefert, bleibt die Rechnung
hoch. Doch die Hitzewellen der letzten
Jahre haben die Wahrnehmung verän-
dert. Seit im Sommer 2003 über 14 000
Menschen an den Folgen der Hitze star-
ben, weiss Frankreich, wie verletzlich
seine Gesellschaft ist. Für die Zukunft
dürfte es schwererfallen, die «clim» als
reinen Luxus abzutun.

IN KÜRZE

Hausarrest von Kolumbiens
Ex-Präsident Uribe beendet
(dpa) · Der zu Hausarrest verurteilte frü-
here kolumbianische Präsident Álvaro
Uribe darf sich bis zur Entscheidung
über seinen Berufungsantrag wieder
frei bewegen. Ein Gericht ordnete die
sofortige Freilassung des 73-Jährigen an,
wie mehrere Medien übereinstimmend
berichteten. Uribe war am 1. August in
erster Instanz wegen Zeugenbestechung
und Verfahrensbetrugs zu zwölf Jahren
Hausarrest verurteilt worden. Auf rich-
terliche Anordnung sollte er die Strafe
sofort auf seiner Finca antreten – obwohl
das Urteil noch gar nicht rechtskräftig
war. Diese Entscheidung kassierten die
Richter nun wieder ein.

Das Weisse Haus
startet Tiktok-Account
(dpa) · Tiktok dürfte in den USA per
Gesetz eigentlich gar nicht mehr on-
line sein – dennoch hat Donald Trumps
Regierungszentrale jetzt einen eige-
nen Account bei der Kurzvideo-App.
Der erste Clip auf der neuen Seite des
Weissen Hauses besteht aus Zusam-
menschnitten öffentlicher Auftritte des
US-Präsidenten. Im Hintergrund ruft
er: «Ich bin eure Stimme.» Weil Tiktok
dem in China ansässigen Bytedance-
Konzern gehört, gibt es in den USA die
Sorge, dass die chinesische Regierung
über Tiktok an Daten amerikanischer
Nutzer kommen und über die App die
öffentliche Meinung im Land manipulie-
ren könnte.Tiktok weist das zurück. Ein
im vergangenen Jahr beschlossenes Ge-
setz in den USA sah vor, dass die App

dort vom Netz gehen sollte, falls nicht
zumindest das US-Geschäft bis Januar
verkauft wird. Trump gewährte Tiktok
jedoch per Erlass eine mehrmonatige
Gnadenfrist und verlängerte sie dann
noch mehrfach.

US-Sanktionen
gegen ICC-Richter verhängt
(dpa) · Die amerikanische Regierung
verhängt erneut Sanktionen gegen Rich-
ter und nun auch gegen Staatsanwälte
des Internationalen Strafgerichtshofs
(ICC). Diese erfolgten «als Reaktion auf
die anhaltende Bedrohung von Ameri-
kanern und Israeli», teilte der US-Aus-
senminister Marco Rubio mit. Die vier
Personen beteiligten sich daran, Ame-
rikaner und Israeli «ohne Zustimmung
eines der beiden Länder zu untersuchen,
zu verhaften, festzunehmen oder straf-
rechtlich zu verfolgen», lautete der Vor-
wurf Rubios. Konkret wurden Kimberly
Prost aus Kanada, Nicolas Guillou aus
Frankreich, Nazhat Shameem Khan aus
Fidschi und Mame Mandiaye Niang aus
Senegal auf die Sanktionsliste gesetzt.

Deutscher Aussenminister
warnt China vor Eskalation
(dpa) · Deutschlands Aussenminister
Johann Wadephul hat China aufgerufen,
sich im Indopazifik und der Strasse von
Taiwan an internationales Recht zu hal-
ten. «Jede Eskalation in dieser Region
hätte unabsehbare Folgen für den glo-
balen Wohlstand und für die Sicherheit»,
sagte der Christlichdemokrat bei einem
Treffen mit seinem indonesischen Kol-
legen Sugiono in Jakarta. Peking geht
im Südchinesischen Meer und in der
Strasse von Taiwan angesichts von Ge-
bietsansprüchen immer aggressiver vor.
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Viele Hindernisse für Europas Atomoffensive
Nuklearstrom soll Teil der Energiewende sein, neue Projekte sind allerdings schwierig zu realisieren – ausser in einem Land

RENÉ HÖLTSCHI, BERLIN;
DANIEL IMWINKELRIED, BRÜSSEL;
DANIEL STEINVORTH, PARIS

Günstige Energie, und zwar rasch –
das fordert Europas Industrie von den
Regierungen. Andernfalls sei man ge-
zwungen, dort zu investieren, wo Elek-
trizität günstiger sei als in Europa. Zum
Beispiel in den USA. Die Drohung hat
viele Regierungen aufgeschreckt. Zu-
mindest teilweise soll die Nuklear-
energie das Problem lösen. «Verhinde-
rer haben die Chancen auf günstigere
Energie, Wachstum und Jobs zu lange
abgewürgt», sagte der britische Premier-
minister Keir Starmer diesen Sommer.

Viele europäische Regierungen se-
hen es gleich. Der fast vollständige
Wegfall von russischem Gas hat die
Energiepreise in die Höhe getrieben.
Aber auch die befürchtete «Strom-
lücke» sollen Atomkraftwerke abwen-
den – und nicht zuletzt die CO2-Bilanz
aufbessern. In Europa gebe es gerade
einen grossen «politischen Appetit» auf
Atomstrom, sagt Jean-Paul Harreman
von Montel Analytics, einem Anbieter
von Energieanalysen.

Altlast Kohle

Am grössten ist dieser Appetit in Ost-
europa. Die Länder der Region haben
sich jahrzehntelang auf Kohle verlassen.
In Polen stammten 2024 immer noch
54 Prozent der Elektrizität von diesem
Energieträger, in Tschechien waren es 37
Prozent.Aber Kohle ist für die Staaten zu
einer Altlast geworden. Die EU will mit
dem Programm «Fit for 55» erreichen,
dass die Mitgliedsstaaten den Ausstoss
von Treibhausgasen bis 2030 stark redu-
zieren. Bis 2050 strebt sie gar die Klima-
neutralität an.Der hoheAnteil der Kohle
bei der Stromversorgung macht es für die
osteuropäischen Staaten aber schwierig,
ihre Energiepolitik mit der Klimastrate-
gie der EU in Einklang zu bringen.

Für Länder wie Polen undTschechien
sei Atomkraft sinnvoll, sagt Harreman
von Montel Analytics. Der Schlüssel-
begriff ist aus seiner Sicht die «Grundlast-
energie», also jener Strom, der rund um
die Uhr täglich verbraucht wird. Kohle-
kraftwerke hätten diesen jahrzehnte-
lang zuverlässig geliefert, nun müssten
Nuklearanlagen diese Rolle überneh-
men. In Polen gibt es allerdings noch kein
einziges AKW. Ein Projekt scheiterte in
den 1980er Jahren. Jetzt treibt die Regie-
rung ein neues Vorhaben voran. Polens
erstes Kernkraftwerk soll an der Ostsee in
der Nähe von Danzig (Gdansk) entstehen.
Die Regierung hat im Frühjahr mit den
amerikanischen Firmen Westinghouse
und Bechtel einen Vertrag unterschrie-
ben. «Die Kooperation mit den USA
auf dem Gebiet der Energieversorgung
nimmt Fahrt auf», sagte Polens Minister-
präsident Donald Tusk Ende April.

Die Finanzierung der Anlage stellt
für Polen allerdings eine Herausforde-
rung dar. Das Projekt soll rund 50 Mil-
liarden Euro kosten, rund ein Drittel da-
von will der Staat beisteuern.Woher der
Rest des Kapitals kommen soll und wel-
ches die Betriebsgesellschaft sein wird,
weiss Polen noch nicht. Die Rede ist von
Bankkrediten, für die der Staat garan-
tiert. Die geplante Inbetriebnahme ist
schon mehrmals verschoben worden,
nun soll es 2036 so weit sein.

Der Bau einesAtomkraftwerks ist ein
hürdenreiches Unterfangen,selbst in den
osteuropäischen Staaten, die auf solche
Anlagen angewiesen sind. Das erfährt
gerade auch Tschechien. Die Regierung
will zwei Atomkraftwerke bauen lassen
und hat dafür mit dem südkoreanischen
Unternehmen KHNP einen Vertrag ge-
schlossen. Der im Verfahren unterlegene
französische Anbieter EdF hat jedoch
Einspruch erhoben, und im Mai meldete
auch die EU-Kommission Einwände an.
Sie hat den Verdacht, dass KHNP von
Seoul Subventionen erhält,was denWett-
bewerb verzerrt.Das steht in einem Brief
des EU-Kommissars Stéphane Séjourné
an den tschechischen Industrieminister.
In Tschechien hat das Einschreiten der
Kommission wütende Proteste ausgelöst.

Politiker und Energiemanager verdäch-
tigen Séjourné, sich insgeheim für EdF
einzusetzen. Die Kommission weist die-
sen Vorwurf zurück.

Während die Osteuropäer den Bau
neuer AKW in die Wege leiten, ist
Deutschland mit dem Atomausstieg be-
schäftigt. Die letzten drei AKW wurden
am 15. April 2023 abgeschaltet. Die vor
allem mit Sicherheitsbedenken begrün-
dete Abkehr von der Atomkraft war
2002 erstmals beschlossen und danach
wiederholt modifiziert worden. Nach
dem Reaktorunfall in Fukushima nahm
die damalige schwarz-gelbe Regierung
acht AKW-Reaktorblöcke sogleich aus-
ser Betrieb, für die übrigen beschloss das
Parlament eine stufenweise Abschaltung
bis Ende 2022. Im Herbst 2022 erstreckte
die Ampelkoalition in Reaktion auf die
Energiekrise den Betrieb der letzten
drei noch aktiven AKW um dreieinhalb
Monate. Den grössten Beitrag zur Strom-
erzeugung leisteten die deutschen AKW
um die Jahrtausendwende mit einem An-
teil von rund 30 Prozent.

Bis heute gibt es Stimmen, die den
Ausstieg für verfehlt halten.Dieses Lager
argumentiert, dass Kernenergie als koh-
lenstoffarme Energie die erneuerbaren
Energien ergänzen sollte,zumal das Ener-
gieangebot aus Wind und Sonne stark
schwankt. Die deutsche Energiewende
setzt dagegen darauf, für diesen Aus-
gleich, zu dem derzeit auch noch Kohle-
kraftwerke beitragen,zunehmend Erdgas
und später «grünen» Wasserstoff zu nut-
zen.In der Bevölkerung ist dieAkzeptanz
der Kernenergie in letzter Zeit wieder ge-
stiegen, laut manchen Umfragen befür-
wortet sogar eine Mehrheit einenWieder-
einstieg. Gleichwohl zeichnet sich keine
ausreichende politische Unterstützung
für eine erneute Kehrtwende ab.

Wenig Enthusiasmus

Derweil hat die Energiewirtschaft mit
der Kernkraft abgeschlossen, wie Anfra-
gen bei den letzten drei AKW-Betreibern
nahelegen. Der Weiterbetrieb von Isar 2
in Bayern sei kein Thema mehr, zumal
das Kraftwerk praktisch nicht mehr reak-
tivierbar sei, erklärt eine Sprecherin der
E.On-Tochter Preussen Elektra.Wichtige
Komponenten des primären Kühlkreis-
laufs sind inzwischen vom Reaktordruck-
behälter getrennt und demontiert worden.

Ähnlich äussert sich eine Sprecherin
des Energiekonzerns EnBW, der zuletzt
noch Block II des AKW Neckarwest-
heim in Baden-Württemberg betrieb.Der
Rückbau sei «praktisch gesehen irrever-
sibel», lautet ihr Fazit. Der Energiekon-
zern RWE, der sein letztes AKW im nie-
dersächsischen Emsland hatte, verweist
auf die gesetzliche Regelung, die zum

Rückbau verpflichte. Eine Änderung des
Atomgesetzes sei im Koalitionsvertrag
nicht vorgesehen. Man gehe davon aus,
dass das so bleibe.Auch an einem Neubau
im Falle einer entsprechenden Änderung
der Rechtslage zeigen die Unternehmen
kaum Interesse.«Das Kapitel ist für E.On
abgeschlossen – Kernenergie ist seit vie-
len Jahren kein strategisches Geschäfts-
feld der E.On mehr», heisst es bei Preus-
sen Elektra.

Weshalb das so ist, zeigen allein
schon die Fristen: Für Planung und Bau
einer neuen Anlage wäre mehr als ein
Jahrzehnt zu veranschlagen, selbst bei
einer schnellstmöglichen Umsetzung,
sagt die EnBW-Sprecherin. Man glaube
nicht, dass der Neubau von Kernkraft-
werken eine Lösung für die Probleme
der Energieversorgung in Deutschland
wäre. Auch in anderen Ländern zeigen
Energieunternehmen wenig Enthusias-
mus, sich langfristig im Nuklearbereich
zu engagieren. In Belgien hat die Gesell-
schaft Engie der Regierung zwar zähne-
knirschend zugesagt, die Laufzeit von
zwei Reaktorblöcken um zehn Jahre bis
2035 zu verlängern.

Frankreich baut aus

Doch die Regierung will mehr: eine Ver-
längerung über 2035 hinaus und die Prü-
fung, ob man die Werke, die derzeit still-
gelegt werden, wieder in Betrieb neh-
men könnte. Das allerdings widerspricht
der Geschäftsstrategie von Engie. Eine
Laufzeit über 2035 hinaus sei undenk-
bar, betonte jüngst der Chef von Engie
Belgien.Wenn der Staat das wolle, dann
müsse er die Werke selber betreiben.

Auch in den Niederlanden will die
Regierung die Atomkraft wiederbeleben,
kommt damit jedoch nicht voran. In dem
Land gibt es bloss einAtomkraftwerk.Die
Regierung spielte allerdings mit dem Ge-
danken,vier neueAnlagen zu bauen.Aber
es scheint, dass sie sich mit dem Vorha-
ben übernommen hat.Es sei unrealistisch,
dass bis 2035 auch nur eine einzigeAnlage
stehe, teilte die Klimaministerin Sophie
Hermans dem Parlament im Frühjahr mit.
Der Zeitrahmen sei viel zu ehrgeizig.

Der Experte Harreman rät ohnehin
davon ab, überstürzt in Atomkraft zu
investieren. Zusätzlicher Nuklearstrom
verschärfe das Problem, dass in Phasen
mit viel Sonnenschein und starkemWind
zu viel Elektrizität auf dem Markt sei.
Das entwerte die Anlagen für erneuer-
baren Strom und dränge Energieanbie-
ter wie Gaskraftwerke,welche die Nach-
frage- und Angebotsschwankungen aus-
gleichen,aus dem Markt.«Atomstrom ist
sinnvoll als Teil des Strommixes, aber er
ist nicht die alleinige Lösung des Ener-
gieproblems», sagt Harreman.

Trotz aller Skepsis und allen Beden-
ken, es gibt ein Land in Europa, das un-
beirrt den Ausbau der Atomkraft vor-
antreibt: Frankreich. Erst Ende Dezem-
ber 2024 wurde nahe Flamanville, einem
kleinen Dorf an der Ärmelkanalküste,
der 57. Atomreaktor des Landes feierlich
ans Stromnetz angeschlossen. Flaman-
ville 3 ging nach 17 Jahren Bauzeit in Be-
trieb, 12 Jahre länger als geplant. Zudem
hatten sich die Kosten von ursprünglich
3,3 Milliarden Euro auf mehr als 19 Mil-
liarden Euro vervielfacht, wie der fran-
zösische Rechnungshof im vergangenen
Jahr schätzte. Dennoch sprach Präsident
Emmanuel Macron stolz von einem gros-
sen Moment für Frankreich. Bei dem
Meiler handelt es sich um einen EPR,
einen Druckwasserreaktor der neues-
ten Generation. Er zählt mit 1650 Mega-
watt zu den leistungsstärksten Reakto-
ren weltweit und soll rund 2 Millionen
Haushalte mit Strom versorgen können.

Für Macron ist Flamanville 3 aber nur
der erste Schritt.Sechs weitere EPR sind
in Planung, acht weitere sind als Option
vorgesehen. Rund 100 Milliarden Euro
nimmt der Staat dafür in die Hand. Par-
allel dazu entwickelt der Energiekon-
zern EdF einen eigenen sogenannten
Small Modular Reactor, der eine kom-
paktere, kostengünstigere Variante dar-
stellt, die sich schneller bauen und flexi-
bel einsetzen lässt. Damit macht Frank-
reich, das einzige EU-Mitgliedsland mit
eigenen Nuklearwaffen, deutlich, wo-
hin seine Reise geht: Kernenergie soll
auch in Zukunft das Rückgrat der fran-
zösischen Energieversorgung bilden.
Schon heute stammen rund 70 Prozent
des Stroms aus Atomkraftwerken, und
dieser hohe Anteil soll erhalten bleiben.

Die Atompolitik liegt fast vollstän-
dig in staatlicher Hand. Der Energie-
konzern EdF, zu 100 Prozent in Staats-
besitz, verantwortet Bau und Betrieb
der Reaktoren. Die Technologie stammt
vom Reaktorhersteller Framatome, der
mehrheitlich im Besitz von EdF ist. Die
Grundlagenforschung koordiniert das
staatliche Commissariat à l’énergie ato-
mique. Damit unterscheidet sich Frank-
reich deutlich von Ländern wie Gross-
britannien oder den USA, wo private
Konsortien den Ausbau tragen.

Die Bevölkerung steht der Kernener-
gie im europäischen Vergleich sehr posi-
tiv gegenüber: Laut dem Eurobarome-
ter von Oktober 2024 glauben 66 Pro-
zent der Franzosen, dass Atomkraft
positiv sei für die Energieversorgung.
Und nach einer Umfrage des Meinungs-
forschungsinstituts IFOP vom Septem-
ber 2022 liegt die Zustimmung zum Bau
neuer Reaktoren bei 65 Prozent. Nur 6
Prozent der Bevölkerung sind kom-
plett gegen Nuklearenergie. Überhaupt
ist die Anti-AKW-Bewegung in Frank-
reich traditionell schwach. Atomkraft
wird hier stark mit nationaler Unabhän-
gigkeit und wirtschaftlicher Stärke asso-
ziiert.Viele Regionen profitieren zudem
direkt davon durch Arbeitsplätze und
den Bau neuer Infrastruktur.

Experten fehlen zunehmend

Eine grosse Herausforderung ist aller-
dings der Fachkräftemangel: Nachdem
Anfang der 1990er Jahre der Reaktorbau
weitgehend zum Stillstand gekommen
war, dünnte die Zahl der entsprechen-
den Ausbildungsplätze aus, und Know-
how ging verloren. Erst unter Macron
wurde die strategische Bedeutung der
Kernenergie wieder betont. EdF will
in den kommenden Jahren rund 10 000
Stellen schaffen.

Aber diese Arbeitsplätze zu besetzen,
könnte schwierig werden. Die Nachfrage
nach Nuklearspezialisten sei hoch,schrieb
die EU-Kommission in einem Bericht im
Juni. «Wenn die Länder nicht Massnah-
men ergreifen, wird Europa unter einem
Fachkräftemangel im Nuklearbereich lei-
den.» Dabei werden laut der Kommission
die Spezialisten nicht nur den Kraftwerks-
betreibern fehlen, sondern auch den
Aufsichtsbehörden. Europa muss also
Experten ausbilden – sonst scheitert die
von manchen erhoffte Renaissance der
Nuklearenergie bereits daran.

Im französischen Flamanville ist im Dezember 2024 Europas neuester Atomreaktor in Betrieb gegangen. NATHAN LAINE / BLOOMBERG / GETTY

Während
die Osteuropäer
den Bau neuer AKW
in die Wege leiten,
ist Deutschland
mit dem Atomausstieg
beschäftigt.

Wieder mehr Strom aus Kernkraft

Jährlich erzeugter Atomstrom, in TWh

Welt Europa Frankreich
Japan Deutschland

1 1986: Tschernobyl 2 2011: Fukushima
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